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lich, für Arbeiten im Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied­
staats als desjenigen eingestellt wird, in dessen Hoheitsgebiet
sich der Betrieb befindet, dem er gewöhnlich angehört, sofern
die voraussichtliche Dauer der Beschäftigung des Arbeit­
nehmers im Hoheitsgebiet des ersten Staates zwölf Monate
nicht übersteigt.

5. Artikel 13 Buchstabe a stellt in seiner vorbezeichneten frühe­

ren Fassung mit dem Ausdruck ,,die voraussichtliche Dauer
ihrer Beschäftigung" auf die Dauer der Beschäftigung des
einzelnen Arbeitnehmers ab.

6. Die Entscheidung über die Kosten des Verfahrens bleibt dem
Centrale Raad van Beroep vorbehalten.

Luxemburg, den 5. Dezember 1967

Lecourt Donner

Trabucchi Monaco Mertens de Wilmars

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 5. Dezember
1967.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident

R. Lecourt

Schlußanträge
des Generalanwalts Herrn Joseph Gand

vom 8. November 1967 <appnote>1</appnote>

Herr Präsident, meine Herren Richter!

Das Ihnen vom Centrale Raad van Beroep vorgelegte Ausle­
gungsersuchen betrifft einige Vorschriften der Artikel 12 und 13
der Verordnung Nr. 3, die bestimmen, welches Sozialversicherungs-

1 — Aus dem Französischen übersetzt.
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recht auf die Wanderarbeitnehmer anwendbar ist. Ihm liegt der
besonders verwickelte Sachverhalt des vor dem niederländischen

Gericht anhängigen Rechtsstreits zugrunde. Um die Tragweite der
Ihnen vom Präsidenten dieses Gerichts vorgelegten Fragen zu er­
fassen und diese Fragen sachgerecht beantworten zu können, müs­
sen wir uns kurz die Vorgeschichte des Rechtsstreits vor Augen
führen, der zu der Vorlegung Anlaß gegeben hat, und uns darüber
klarwerden, welche Lösungen die Verordnung für Normenkollisio­
nen vorsieht.

I

Herr van derVecht wurde am 24. November 1963 von dem Unter­

nehmen ,,Ceto" eingestellt, das sich in Schiedam mit Überholungs­
und Reparaturarbeiten befaßt. Er sollte jedoch andere Arbeiten
(Elektroschweißarbeiten) in Genk (Belgien) ausführen. Der Firma
„Ceto" waren nämlich von einem deutschen Unternehmen im
Weg der Weitervergabe Arbeiten in den Ford-Werken in Genk
übertragen worden, für die sie selbst die Arbeitskräfte und ver­
schiedenes Material stellte. Herr van der Vecht wurde von der

„Ceto" in Geleen (Niederlande) untergebracht und jeden Tag
in einem Fahrzeug des Unternehmens zu seinem Arbeitsplatz ge­
bracht. Die Fahrzeit wurde bezahlt.

Am 27. November 1963 hatte der Autobus, der ihn beförderte,
auf niederländischem Gebiet einen Unfall. Van der Vecht wurde

schwer verletzt und mußte infolgedessen seine Arbeit aufgeben.
Hinzuzufügen ist noch, daß die „Ceto" ihr Personal weder in den
Niederlanden noch in Belgien nach den Vorschriften der gesetzlichen
Unfallversicherung versichert hatte.

Der Verunglückte versuchte erfolglos, von dem niederländischen
Träger, der Sociale Verzekeringsbank, Schadensersatz aufgrund des
niederländischen Gesetzes über Arbeitsunfälle zu erlangen. Er
machte in erster Linie geltend, dieses Gesetz sei auch abgesehen
von der Verordnung Nr. 3 auf ihn anwendbar, denn er sei im Zeit­
punkt des Unfalls in den Niederlanden beschäftigt gewesen, da der
Transport ein Teil seiner Arbeit gewesen sei. Hilfsweise machte er
geltend, dieses Gesetz sei jedenfalls nach Artikel .13 Buchstabe a
der Verordnung Nr. 3 in dessen damaliger Fassung auf ihn an­
wendbar. Der Raad van Beroep in Rotterdam hat Herrn van der
Vecht recht gegeben, im Berufungsverfahren jedoch hat der Cen­
trale Raad, obwohl er der Auffassung ist, daß Herr van der Vecht
sich unabhängig von den Vorschriften des Artikels 12 der Verord­
nung Nr. 3 auf das niederländische Gesetz von 1921 berufen kann,
eine Reihe von Fragen zu diesem Artikel und zu Artikel 13 der
Verordnung gestellt.
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Wie ist nun in großen Zügen die uns hier beschäftigende Frage
in der Verordnung Nr. 3 geregelt?
— Artikel 12 stellt den Grundsatz auf, daß die Rechtsvorschriften

desjenigen Mitgliedstaats anwendbar sind, in dessen Hoheits­
gebiet die Arbeitnehmer beschäftigt sind, und zwar auch dann,
wenn sie im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats wohnen
oder wenn sich der Sitz des Unternehmens, das sie beschäftigt,
im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats befindet.

— Artikel 13 bringt eine Anzahl Ausnahmen von diesem Grund­
satz. Die uns hier interessierende ist in Buchstabe a enthalten,
der seinerzeit in der deutschen Fassung wie folgt lautete: „Wer­
den Arbeitnehmer oder ihnen Gleichgestellte, die im Hoheits­
gebiet eines Mitgliedstaats wohnen, im Hoheitsgebiet eines
anderen Mitgliedstaats von einem Unternehmen beschäftigt,
das im Hoheitsgebiet des ersten Staates einen Betrieb hat, dem
die Arbeitnehmer gewöhnlich angehören, so gelten für sie die
Rechtsvorschriften des ersten Staates, als ob sie in seinem
Hoheitsgebiet beschäftigt wären, sofern die voraussichtliche
Dauer ihrer Beschäftigung im Hoheitsgebiet des zweiten Staa­
tes zwölf Monate nicht übersteigt." Diese Regelung kann unter
bestimmten, am Ende dieses Absatzes aufgeführten Voraus­
setzungen verlängert werden. Es sei noch hinzugefügt, daß die
nach Artikel 43 der Verordnung geschaffene Verwaltungskom­
mission auf ein Ersuchen um Auslegung des Ausdrucks „dem,
die Arbeitnehmer gewöhnlich angehören" hin die Auffassung
vertreten hat, diese Formulierung umfasse nicht nur die Ar­
beitnehmer, die bereits in dem Land versichert waren, aus dem
sie entsandt werden, sondern auch diejenigen, die in diesem
Land versichert gewesen wären, wenn sie dort von dem Unter­
nehmen beschäftigt worden wären, das sie zur vorübergehenden
Beschäftigung im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats
eingestellt hat (Beschluß vom 18. September 1959, Amtsblatt
vom 17. Dezember 1959, S. 1245).

Im Hinblick auf diese Vorschriften und den Sachverhalt, den
ich Ihnen vorgetragen habe, legt der Centrale Raad Ihnen folgen­
de Fragen vor:

1. Zunächst zu Artikel 12: Ist in einem Fall wie dem des Herrn
van der Vecht der Arbeitnehmer auch während der Fahrt in das

Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats, in dem er arbeitet (Belgien), und
insbesondere während des Teils der Fahrt, die im Hoheitsgebiet
des Mitgliedstaats zurückgelegt wird, in dem er wohnt und das
Unternehmen seinen Sitz hat, im Sinn von Artikel 12 im Hoheits­
gebiet jenes Staates beschäftigt? Mit anderen Worten: hat der Ort
des „Wegeunfalls" Einfluß auf die anwendbaren Rechtsvorschrif­
ten?
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2. Schließt Artikel 12 der Verordnung das gleichzeitige Eingrei­
fen der gesetzlichen Unfallversicherung des Wohnsitzstaats aus,
wenn diese Versicherung auch im Ausland beschäftigten Arbeit­
nehmern zugute kommt?

3. Der Centrale Raad unterstellt sodann die Anwendbarkeit

von Artikel 13 Buchstabe a und fragt, inwieweit ein Auslegungsbe­
schluß der Verwaltungskommission für die Gerichte verbindlich
ist.

4. Schließt der in der genannten Vorschrift gebrauchte Ausdruck
„dem die Arbeitnehmer gewöhnlich angehören" auch Arbeitneh­
mer ein, die ausschließlich eingestellt werden, um im Hoheitsge­
biet eines anderen Mitgliedstaats andere Arbeiten zu leisten, als
normalerweise im Sitzstaat des Unternehmens verrichtet werden?

5. Ist schließlich für die Bestimmung der voraussichtlichen
Dauer der Beschäftigung der Arbeitnehmer im Hoheitsgebiet des
anderen Mitgliedstaats, von der in dieser Vorschrift die Rede ist,
auf die voraussichtliche Dauer der Beschäftigung jedes einzelnen
Arbeitnehmers oder auf die voraussichtliche Dauer der auszufüh­
renden Arbeiten abzustellen?

Diese Aufzählung erfordert zwei Bemerkungen. Zunächst ist
festzustellen, daß die Fragen des Centrale Raad mit all den Einzel­
heiten des Sachverhalts, auf die sie Bezug nehmen, so sehr auf den
vor diesem Gericht anhängigen Rechtsstreit abgestellt sind, daß
Ihre Antwort dem vorlegenden Gericht praktisch die Entscheidung
des Rechtsstreits diktieren wird. Es ist hier gewiß unvermeidlich,
die in Ihren Urteilen so oft wiederholte Regel zu modifizieren,
daß Sie im Rahmen von Artikel 177 nur über die Auslegung des
Vertrages oder der Gemeinschaftshandlungen entscheiden, diese
Auslegung aber nicht auf einen bestimmten Einzelfall anwenden
können. Die zweite Bemerkung wäre, daß die vorgelegten Haupt-
und Zusatzfragen eng ineinander verzahnt sind und die Bestim­
mungen des Titels II über die anzuwendenden Rechtsvorschriften
in ihrer Gesamtheit ins Spiel bringen. Man könnte zweifeln, in
welcher Reihenfolge die Fragen anzupacken sind. Die Kommission
meint, zunächst die Bedeutung des Artikels 13 erläutern zu müssen,
der Ausnahmen von dem in Artikel 12 aufgestellten Grundsatz
enthält. Mehr der Einfachheit halber als aus logischen Gründen,
werde ich mich an die vom Centrale Raad gewählte Reihenfolge
halten.

II

Erste Frage: Nach Artikel 12 sind unbeschadet der Ausnahmen
des Artikels 13 grundsätzlich die Rechtsvorschriften des Staates
anzuwenden, in dessen Hoheitsgebiet der Arbeitnehmer beschäftigt
ist. Was fällt aber unter den Begriff der Beschäftigung? Der Centrale
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Raad stellt diese Frage für den Fall, daß der Arbeitnehmer im
Hoheitsgebiet seinesWohnsitzstaats einen Unfall erleidet, während er
unter den uns bekannten Umständen zu seinem Arbeitsplatz in
einem anderen Mitgliedstaat gebracht wird. Ist der Arbeitnehmer
dann mit allen sich daraus möglicherweise hinsichtlich der anzu­
wendenden Rechtsvorschriften ergebenden Folgen als im Wohn­
sitzstaat beschäftigt anzusehen ?

Die Frage, wie der „Wegeunfall" zu behandeln ist, stellt sich
im Sozialversicherungsrecht aller Mitgliedstaaten. Trotz redaktio­
neller Unterschiede wird er überall, abgesehen vielleicht von einigen
Einschränkungen im italienischen Recht, behandelt wie der eigent­
liche Arbeitsunfall. Er kann diesem aber nicht völlig gleichgestellt
werden, und die Kommission erwähnt einige Punkte (Berechnung der
Beiträge des Arbeitgebers, Befreiung des Arbeitgebers oder seiner Un­
tergebenen von der zivilrechtlichen Haftung, Beweis der Zurechen­
barkeit), in denen die Rechtsvorschriften oder die Rechtsprechung
einiger Mitgliedstaaten den Wegeunfall anders behandeln als den
Arbeitsunfall.

Der Unfallort kann jedoch wohl keinen Einfluß darauf haben,
welche Rechtsvorschriften anzuwenden sind. Denn wollte man auf

ihn abstellen, so würde es im Ergebnis von den Zufällen des Straßen­
verkehrs abhängen, welches Recht anwendbar wäre. Außerdem wäre
der Arbeitnehmer den Rechtsvorschriften zweier Staaten gleich­
zeitig oder vielmehr nacheinander und abwechselnd unterworfen,
je nachdem er sich an seinem Arbeitsort, auf dem Weg dorthin
oder auf dem Rückweg befände. Dies wäre das Gegenteil der von
der Verordnung Nr. 3 gewollten einheitlichen Regelung. Hinzu­
zufügen ist noch, daß es Fälle gibt, in denen der Arbeitnehmer
gleichzeitig im Hoheitsgebiet mehrerer Mitgliedstaaten beschäftigt
sein kann: So verhält es sich beim Personal der Transportunter­
nehmen (Artikel 13 Buchstabe b) sowie bei den anderen in Artikel
13 Buchstabe c neue Fassung genannten Arbeitnehmern. Für alle
diese Fälle bestimmt die Verordnung eine ausschließlich anwendbare
Rechtsordnung (das Recht des Unternehmenssitzes, des Wohn­
sitzes usw.).

Hieraus ergibt sich mit großer Klarheit, daß der Arbeitnehmer
seinen Beschäftigungsort dort hat, wo er tatsächlich arbeitet, wo
er eine produktive Tätigkeit entfaltet. Die Beförderung dorthin
ist nur ein Mittel, das es ihm ermöglichen soll, diese Tätigkeit aus­
zuüben. Nach dem Ort dieser Tätigkeit muß sich also, vorbehalt­
lich der Ausnahmen des Artikels 13, das anwendbare Recht be­
stimmen. Ist dieses einmal bekannt, so ist es auf die gesamte Tätig­
keit des Arbeitnehmers anzuwenden, auch auf Vorfälle, die sich
während der Fahrt im Hoheitsgebiet des Wohnsitzstaats ereignen.

Zweite Frage: Sie betrifft die Möglichkeit kumulativer Anwen­
dung der gesetzlichen Unfallversicherung des Wohnsitzstaats und
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der Rechtsvorschriften des Beschäftigungsstaats, falls die erstge­
nannte Versicherung grundsätzlich auch für im Ausland beschäf­
tigte Arbeitnehmer gilt. Kann sie solchen Arbeitnehmern gleich­
zeitig und neben der Versicherung des Beschäftigungsstaats zu­
gute kommen? Es handelt sich also nicht um ein Wahlrecht, das
nur in den engumschriebenen Ausnahmefällen der Artikel 14 und
14 a der Verordnung vorgesehen ist, sondern tatsächlich um eine
Kumulierung.

Sie sind dieser F rage bereits einmal begegnet; es war gleichfalls
der Centrale Raad, der sie Ihnen im Fall Nonnenmacher (Rechts­
sache 92/63, Urteil vom 9. Juni 1964, RsprGH X 613 ff.) vorgelegt
hatte. Sie haben damals entschieden, daß Artikel 12 zwar den
Staat, in dessen Hoheitsgebiet der Arbeitnehmer beschäftigt ist,
zur Anwendung seiner Rechtsvorschriften auf den Betroffenen
verpflichtet, es dem Wohnsitzstaat indessen nicht verbietet, auf
denselben Arbeitnehmer seine eigenen Rechtsvorschriften anzu­
wenden, jedoch mit der Einschränkung, daß dieser Staat den
Arbeitnehmer nicht verpflichten darf, Beiträge an einen Versiche­
rungsträger zu entrichten, der ihm für das gleiche Risiko und den
gleichen Zeitraum keine zusätzlichen Vorteile gewährt. Sie haben
sich auf die Erwägung gestützt, daß die Artikel 48 bis 51 des Ver­
trages lediglich auf die Herstellung einer möglichst weitgehenden
Freizügigkeit der Arbeitnehmer zielen, solchen innerstaatlichen
Bestimmungen aber nicht entgegenstehen, deren Anwendung dazu
führt, daß die Wanderarbeitnehmer einen zusätzlichen Sozialschutz
erhalten.

Es ist allerdings zu beachten, daß in allen Mitgliedstaaten
die Arbeitsunfallversicherung nicht zu Lasten des Arbeitnehmers,
sondern — unmittelbar oder mittelbar — zu Lasten des Arbeitge­
bers geht, sei es, daß er die im Gesetz vorgesehenen Versicherungs­
leistungen erbringt, sei es, daß er eine Versicherung abschließt.
Bei Kumulierung der Leistungen zugunsten des Versicherten gäbe
es in jedem Fall auch eine Kumulierung der Beiträge oder Verpflich­
tungen des Arbeitgebers. Diese Lage widerspricht nicht dem Wort­
laut des Artikels 12, aber wird sie seinem Sinn gerecht? Generalan­
walt Lagrange war in seinen Schlußanträgen in der Rechtssache
Nonnenmacher gegenteiliger Meinung. Die Kommission bezweifelt
es gleichfalls, und ich teile diese Auffassung.

Der Centrale Raad denkt allerdings an die Kumulierung der
Leistungen nach den Rechtsvorschriften zweier Staaten. Die Kom­
mission vertieft das Problem noch und wirft außerdem die Frage
auf, ob das Gemeinschaftsrecht der vorläufigen Anwendung der
Rechtsvorschriften des Wohnsitzstaats solange entgegenstehe, als
der Streit über die anwendbare Rechtsordnung noch nicht ent­
schieden ist. Sie verneint die Frage. Ich halte es nicht für angebracht,
daß Sie sich auf dieses Gebiet wagen, zunächst, weil der Centrale
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Raad zu diesem Punkt keinen Antrag gestellt hat, sodann auch,
weil die von der Kommission vorgeschlagene Lösung, obgleich sie
sich auf Billigkeitserwägungen stützen läßt, in Titel II, der die
anzuwendenden Rechtsvorschriften bestimmt, kaum eine Grund­
lage findet.

Dritte Frage: Sie ist gestellt hinsichtlich der Anwendbarkeit
von Artikel 13 Buchstabe a, zu dessen Auslegung die Verwaltungs­
kommission Stellung genommen hat. Sie kann aber allgemeinere
Bedeutung haben : Sind die Beschlüsse, welche die genannte Kom­
mission auf diesem Gebiet trifft, für ein Gericht wie den Centrale
Raad verbindlich?

Die Antwort ergibt sich meines Erachtens zwingend aus Ver­
ordnung und Vertrag.

Artikel 43 Buchstabe a der Verordnung überträgt der Verwal­
tungskommission, die er vorsieht, die Aufgabe, „alle Verwaltungs­
oder Auslegungsfragen, die sich aus dieser Verordnung [und] späte­
ren "Verordnungen … ergeben, [zu regeln]", fügt aber hinzu:
„unbeschadet des Rechts der beteiligten Behörden, Träger und
Personen, die Verfahren und die zur Entscheidung von Streitigkei­
ten berufenen Stellen in Anspruch zu nehmen, welche in den Rechts­
vorschriften der Mitgliedstaaten, in dieser Verordnung und im Ver­
trag vorgesehen sind". Dieser Zusatz wäre jeglicher Bedeutung be­
raubt, wenn bei Anwendung einer Verordnungsbestimmung die
Betroffenen eine von der Verwaltungskommission gegebene Ausle­
gung nicht vor Gericht angreifen könnten und die Gerichte an die­
se Auslegung gebunden mären. Eine solche Auslegung ist also eine
bloße Stellungnahme, die nur — um einen häufig benutzten Aus­
druck zu verwenden — vorbehaltlich ihrer Billigung durch die
Gerichte gilt.

Hinzu kommt noch folgendes: Wenn die Verordnung der Ver­
waltungskommission eine Befugnis zu authentischer, für die Ge­
richte verbindlicher Auslegung geben wollte, so würde sie gegen
Artikel 177 des Vertrages von Rom verstoßen. Diese Vorschrift
gestattet es denjenigen einzelstaatlichen Gerichten, deren Entschei­
dungen mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts angefochten
werden können, den Vertrag oder die Handlungen der Gemein­
schatsorgane seifest auszulegen, wenn sich ihnen eine derartige
Frage stellt. Was die anderen, die letztinstanzlichen Gerichte an­
belangt, so sind sie verpflichtet, derartige Fragen Ihnen vorzule­
gen. Die Befugnisse dieser Gerichte und Ihre Befugnisse würden
jeder Bedeutung beraubt, wenn sie durch einen Beschluß der Ver­
waltungskommission eingeschränkt würden.

Nach dieser Klarstellung bin ich durchaus bereit anzuerkennen,
daß den Stellungnahmen dieser Kommission eine ganz besondere
Autorität zukommt, und war sowohl wegen der Sachkenntnis
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der Mitglieder der Kommission, als auch wegen der Angelegenhei­
ten, zu denen sie Stellung zu nehmen hat. Es handelt sich aber nur
um Stellungnahmen, die für den Richter nicht verbindlich sind.

Die vierte und die fünfte Frage betreffen Artikel 13 Buchstabe
a der Verordnung. Er sieht die Anwendung der Rechtsvorschriften
des Wohnsitzstaats auf Arbeitnehmer, die im Hoheitsgebiet eines
anderen Mitgliedstaats beschäftigt werden, unter bestimmten
Voraussetzungen vor, die übrigens in der Urfassung und in der seit
dem 1. April 1964 geltenden Neufassung, die der Artikel durch die
Verordnung Nr. 24/64 erhalten hat, verschieden sind.

In ihrer ursprünglichen Fassung — die für den beim Centrale
Raad anhängigen Rechtsstreit allein in Betracht kommt — ist
diese Vorschrift anwendbar, wenn die Arbeitnehmer in einem ande­
ren Mitgliedstaat von einem Unternehmen beschäftigt werden,
das im Hoheitsgebiet des Staates, in dem sie wohnen, einen Betrieb
hat, dem die Arbeitnehmer gewöhnlich angehören.

Ist diese Voraussetzung erfüllt, wenn der Arbeitnehmer aus­
schließlich für Arbeiten im Hoheitsgebiet eines, anderen Mitglied­
staats als desjenigen eingestellt wird,, in dem das Unternehmen
seinen Sitz hat, und auch dann, wenn es sich um andere Arbeiten
handelt, als normalerweise im Sitzstaat des Unternehmens ver­
richtet werden? Dies ist der Gegenstand der vierten Frage des Cen­
trale Raad, die sich durch die holländische Fassung des Artikels
erklärt. Diese spricht nämlich von dem Betrieb, „waarbij zij ge­
woonlijk werkzaam zijn", was man übersetzen kann mit „in wel­
chem sie gewöhnlich tätig sind". Sie läßt zumindest an eine frühe­
re Beschäftigung in dem im Wohnsitzstaat gelegenen Betrieb
denken, ja setzt diese Adelleicht sogar voraus;.

Wenn auch die Fassungen in den vier Amtssprachen in gleicher
Weise verbindlich sind, so enthält doch nur der niederländische
Wortlaut die Nuance, auf die ich soeben hingewiesen habe. Sie
findet sich insbesondere weder in der italienischen noch in der fran­

zösischen Fassung. In dieser letzteren Sprache ist aber das europä­
ische Abkommen ausgehandelt worden, aus dem die Verordnung
Nr. 3 hervorgegangen ist, und der Ausdruck „dont ils relèvent
normalement" ist schon in den verschiedenen Entwürfen enthalten;
auf ihn kommt es also an. Er setzt voraus, daß der Arbeitnehmer
zu seinem Unternehmen in einem Abhängigkeitsverhältnis steht,
nicht aber, daß dieses Verhältnis schon besteht,, bevor der Arbeit­
nehmer im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats als desjeni­
gen beschäftigt wird, in dem sich sein Betrieb befindet. Mit ande­
ren Worten, die streitige Vorschrift ist auch dann anwendbar,
wenn der Arbeitnehmer eigens für Arbeiten im. Ausland eingestellt
wird. Wie bereits erwähnt, ist dies die Auslegung der Verwaltungs­
kommission für die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer.
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Unerheblich ist ferner — und damit beantworte ich den zwei­

ten Teil der vom Centrale Raad vorgelegten Frage —, daß der
Arbeitnehmer mit anderen Arbeiten beschäftigt wird, als er nor­
malerweise im Staat des Unternehmenssitzes verrichtet. Das Ab­

hängigkeitsverhältnis zwischen dem Arbeitnehmer und dem Un­
ternehmen besteht trotzdem.

Die Anwendbarkeit von Artikel 13 Buchstabe a setzt schließ­

lich noch voraus, daß der Arbeitnehmer von diesem Unternehmen
beschäftigt wird. Ist das aber bei einem „Leiharbeitsverhältnis"
noch der Fall, wenn das Unternehmen, das den Arbeitnehmer ein­
stellt, sich darauf beschränkt, ihn sogleich in den Dienst eines an­
deren Unternehmens zu stellen, dem er für die Ausführung seiner
Arbeit untersteht? Die Kommission ist in diesem Punkt anderer

Meinung als der Anwalt des Herrn van der Vecht und verneint
diese Frage, weil die Verbindung zwischen dem Arbeitnehmer und
dem Unternehmen, das ihn einstellt, dann zu locker werde.

Ich bin versucht, mich dieser Lösung anzuschließen, obgleich
es vielleicht nicht notwendig ist, die Frage heute zu entscheiden.
Alles hängt im Grunde von den Umständen ab, von den Verein­
barungen zwischen den beiden Unternehmen und zwischen dem
Arbeitnehmer und dem Unternehmen, das ihn einstellt. Wenn aus
ihnen hervorgeht, daß letzteres Unternehmen lediglich Arbeits­
kräfte beschafft und der Arbeitnehmer ihm nach der Einstellung
in keiner Weise untersteht, dann ist es in der Tat verfehlt anzu­
nehmen, daß er weiter von diesem Unternehmen beschäftigt wird,
wie Artikel 13 Buchstabe a dies verlangt. Das ist aber eine Tat­
frage, die oft schwierig zu klären sein wird, wenn die Vereinbarun­
gen zwischen den Beteiligten nur mündlich getroffen werden.

Schließlich ist noch zu prüfen — darauf zielt die letzte Frage
des Centrale Raad ab —, ob der Begriff „Beschäftigung" in dem
Ausdruck „die voraussichtliche Dauer ihrer Beschäftigung" sich
auf die mutmaßliche Beschäftigungsdauer jedes einzelnen Arbeit­
nehmers bezieht oder auf die voraussichtliche Dauer der auszufüh­
renden Arbeiten. Sehen wir uns den Wortlaut des Artikels 13 Buch­

stabe a in seiner damaligen Fassung noch einmal an: „Werden
Arbeitnehmer …, die im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats woh­
nen, im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats von einem Un­
ternehmen beschäftigt, das im Hoheitsgebiet des ersten Staates
einen Betrieb hat, dem die Arbeitnehmer gewöhnlich angehören,
so gelten für sie die Rechtsvorschriften des ersten Staates, …, so­
fern die voraussichtliche Dauer ihrer Beschäftigung im Hoheitsge­
biet des zweiten Staates zwölf Monate nicht übersteigt." Obwohl
sie von den Arbeitnehmern und nicht von einem Arbeitnehmer

spricht, stellt diese Vorschrift, die nicht den geringsten Hinweis
auf die auszuführenden Arbeiten oder ihre Dauer enthält, meines
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Erachtens auf die voraussichtliche Dauer der Beschäftigung jedes
einzelnen Arbeitnehmers ab.

Weil diese Fassung — das sei abschließend noch bemerkt —
Mißbräuche seitens der Unternehmen ermöglichte, die sich den
Rechtsvorschriften des Landes mit den niedrigsten Soziallasten
zu unterstellen versuchten, wurde Artikel 13 Buchstabe a mit
Wirkung vom 1. April 1964 eine neue Fassung gegeben, die in­
dessen vielleicht noch nicht alle Schwierigkeiten beseitigt.

Im Ergebnis schlage ich Ihnen vor, die vorgelegten Fragen wie
folgt zu beantworten:

1. Wird ein Arbeitnehmer, der im Hoheitsgebiet eines Mitglied­
staats beschäftigt wird und im Hoheitsgebiet eines anderen
Mitgliedstaats wohnt, auf Kosten seines Arbeitgebers von
seinem Wohnort an seinen Arbeitsort und zurück befördert,
so bleibt er nach Artikel 12 der Verordnung Nr. 3 den Rechts­
vorschriften des ersten Staats unterworfen, und zwar auch
auf der Fahrtstrecke, die im Hoheitsgebiet des Mitglied­
staats zurückgelegt wird, in dem er wohnt und das Unter­
nehmen seinen Sitz hat.

2. Artikel 12 der Verordnung Nr. 3 untersagt es anderen Mit­
gliedstaaten als demjenigen, in dessen Hoheitsgebiet ein
Arbeitnehmer beschäftigt ist, diesen Arbeitnehmer ihrem
Sozialversicherungsrecht zu unterstellen, wenn dies für ihn
oder seinen Arbeitgeber für das gleiche Risiko und die glei­
che Versicherungszeit eine Erhöhung der Lasten zur Folge
hätte, die dem angestrebten zusätzlichen Sozialschutz nicht
entspräche.

3. Beschlüsse der Verwaltungskommission für die soziale Sicher­
heit der Wanderarbeitnehmer nach Artikel 43 Buchstabe a

der Verordnung Nr. 3 sind für die Gerichte nicht verbind­
lich.

4. Artikel 13 Buchstabe a der Verordnung Nr. 3 ist in der Fas­
sung, die bis zum Inkrafttreten der Verordnung Nr. 24/64
galt, auch auf einen Arbeitnehmer anwendbar, der aus­
schließlich für Arbeiten im Hoheitsgebiet eines anderen Mit­
gliedstaats als desjenigen eingestellt wird, in dessen Ho­
heitsgebiet sich der Betrieb befindet, dem er gewöhnlich
angehört, sofern die voraussichtliche Dauer der Beschäfti­
gung des Arbeitnehmers im Hoheitsgebiet des ersten Staa­
tes zwölf Monate nicht übersteigt. Dies gilt auch dann, wenn
es sich um andere Arbeiten handelt, als normalerweise im
Sitzstaat des Unternehmens verrichtet werden.

Ferner beantrage ich, die Kostenentscheidung dem Centrale
Raad vorzubehalten.
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